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Achte Anordnung

zur Ergänzung der Verordnung über die Durchführung der Sozialversicherung im Elsaß

vom 26. März 1943

Auf Grund des § 12 Abs. 1 der Verordnung über die
Durchführung der Sozialversicherung im Elsaß vom
28. Dezember 1940 (VOB1. 1941 S. 29) wird in Abände¬
rung der Zweiten Anordnung zur Ergänzung der Ver¬
ordnung über die Durchführung der Sozialversiche¬
rung im Elsaß vom 17. Mai 1941 (VOB1. S. 403) be¬
stimmt:

§ 1

Die Oberversicherungsämter und Versicherungs¬
ämter im Elsaß übernehmen ihre gemäß § 1 der Zwei¬
ten Ergänzungsanordnung vom 17. Mai 1941 {VOB1.
S. 403) bisher vom Chef der Zivilverwaltung im Elsaß
- Verwaltungs- und Polizeiabteilung - wahrgenomme¬
nen Befugnisse auf dem Gebiete der Krankenversi¬
cherung.

§ 2

Die dem Beauftragten für die gesetzlichen Kranken-
j

Straßburg, den 26. März 1943.

kassen im Elsaß zugewiesenen Aufsichtsbefugnisse
über die Krankenkassen im Elsaß (§ 2 Abs. 2 der
Zweiten Ergänzungsanordnung vom 17. Mai 1941) ge¬
hen auf die reichsgesetzlichen Aufsichtsbehörden
über.

§ 3

Die Aufgaben und Befugnisse der noch nicht gebil¬
deten Kassenorgane werden bis zu dem im § 2 Abs. 3
der Zweiten Ergänzungsanordnung vom 17. Mai 1941
bezeichneten Zeitpunkt vom Chef der Zivilverwaltung
im Elsaß - Verwaltungs- und Polizeiabteilung - über¬
nommen, der bis dahin auch - abweichend von § 2 -
die Befugnisse der Aufsichtsbehörde ausübt.

§ 4

Diese Anordnung tritt am 1. Juni 1943 in Kraft.

Der Chef der Zivil Verwaltung im Elsaß

Verwaltungs- und Polizeiabteilung
Pflaumer
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Anordnung

über den Erholungsurlaub 1943 in der privaten Wirtschaft im Elsaß

vom 28. April 1943

Auf Grund des § 45 der Verordnung über die Rege¬

lung des Urlaubs in der privaten Wirtschaft im Elsaß

vom 22. Januar 1941 (Verordnungsblatt Seite 136)

treffe ich für den Bereich der privaten Wirtschaft

folgende Anordnung:

§ 1

1. Soweit auf Grund von Lohnordnungen, Betriebs¬

ordnungen oder Einzelanordnungen ein längerer

Urlaub als 12 Werktage zulässig ist, darf der Er¬

holungsurlaub für das Urlaubsjahr 1943 grund¬

sätzlich höchstens 14 Arbeitstage und für Gefolg¬

schaftsmitglieder, die vor dem 1. April 1894 ge¬

boren sind, höchstens 20 Arbeitstage betragen.

2. Unberührt bleiben jedoch die Vorschriften des Ab¬

schnitts II der Verordnung über die Regelung des

Urlaubs in der privaten Wirtschaft im Elsaß vom

22. Januar 1941 (Urlaub für Jugendliche sowie für

Führer und Führerinnen der Hitler-.Jugend über

18 Jahre), ferner die Vorschriften über die Er-

Straßburg, den 28. April 1943.

holungszeit nach der Entlassung aus dem Wehr¬

oder Reichsarbeitsdienst (sogenannter Heimkehr¬

urlaub) und Sonderregelungen über einen Min¬

desturlaub bei Arbeiten mit besonderer gesund¬

heitlicher Gefährdung sowie über einen zusätz¬

lichen Urlaub für Schwerbeschädigte oder Inha¬
berinnen des Ehrenkreuzes der deutschen Mutter.

3. Der Chef der Zivilverwaltung - Finanz- und Wirt¬

schaftsabteilung - kann weitere Ausnahmen zu¬
lassen.

§ 2

Der Urlaubsbeginn ist während der Zeit vom 1. Mai

bis 30. September 1943 grundsätzlich auf die Wochen¬

tage Dienstag bis Freitag festzusetzen, es sei denn,

daß eine Reise nicht beabsichtigt oder sichergestellt

ist, daß der Antritt der Reise nicht in der Zeit von

Sonnabend bis Montag erfolgt. Satz 1 gilt nicht bei

j Reisen mit Urlaubersonderzügen.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung

Köhler

Verordnung

zur Ergänzung der Fünften Verordnung über steuerrechtliche Vorschriften im Elsaß

vom 10. Mai 1943

§ 1

(1) Im Elsaß werden in Ergänzung der Fünften Ver¬

ordnung über steuerrechtliche Vorschriften im Elsaß

vom 12. Februar 1941 (Verordnungsblatt Seite 108) für
anwendbar erklärt:

1. die Verordnung über die Aufstellung von Durch¬

schnittsätzen für die Ermittlung des Gewinns aus
Land- und Forstwirtschaft vom 31. Dezember 1936

(Reichsgesetzblatt 1937 I Seite 1);

2. die Verordnung über landwirtschaftliche Buchfüh¬

rung vom 5. Juli 1935 (Reichsgesetzblatt I Seite 908).

(2) Soweit die Vorschriften in Absatz 1 im Elsaß

nicht unmittelbar angewendet werden können, sind

sie sinngemäß anzuwenden.

Straßburg, den 10. Mai 1943.

Der Chef der Z i v i 1 v

Finanz- und Wii

Kol

§ 2

Die Vorschriften des § 1 Absatz 1 Ziffer 1 gelten

erstmals für die Veranlagung zur Einkommensteuer

für das Kalenderjahr 1942, die Vorschriften in § 1 Ab¬
satz 1 Ziffer 2 erstmals für das landwirtschaftliche

Wirtschaftsjahr 1943/44.

§ 3

Die zur Durchführung der in § 1 bezeichneten Ver¬

ordnungen im Reich ergangenen und ergehenden

Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten entspre¬

chend im Elsaß, soweit der Chef der Zivilverwaltung

im Elsaß - Finanz- und Wirtschaftsabteilung - nichts
anderes bestimmt.

e r w a11 u n g im Elsaß

tschaftsabteilung

i 1 e r
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Verordnung

über die Melde- und Verkaufspflicht niederländischer Aktien im Elsaß

vom 10. Mai 1943

§ 1

Käufer von Aktien, die an der Amsterdamer Börse

zum Handel zugelassen sind (börsengängige nieder¬

ländische Aktien), sind nach Maßgabe der folgenden

Pestimmungen melde- und verkaufspflichtig.

§ 2

Meldepflichtig ist, wer nach dem 1. Januar 1942 ge¬

kaufte börsengängige niederländische Aktien im

Kurswerte von mehr als 50 000 hfl. im Eigenbesitz hat;

meldepflichtig wird der künftige Erwerber, sobald

sein Eigenbesitz an nach dem 1. Januar 19-42 gekauf¬

ten börsengängigen niederländischen Aktien den

Kurswert von 50000 hfl. übersteigt.

§3

Wer auf Grund des § 2 meldepflichtig geworden ist,

hat auch alle weiteren Käufe börsengängiger nieder¬

ländischer Aktien zu melden; die Meldepflicht ent¬

fällt lediglich für die Aktien, die in dem Kalender¬

monat ihrer Anschaffung wieder veräußert werden.

§ 4

Die Meldungen sind bei der Reicbsbankhauptstelle

in Straßburg in dreifacher Ausfertigung auf beson¬

deren Vordrucken unter Angabe des Nennwertes und

des Ankaufskurses der gekauften Aktien jeweils zum

10. des dem Eintritt der Meldepflicht folgenden Mo¬
nats zu erstatten.

§ 5

Die gemeldeten Aktien sind auf Verlangen des

Chefs der Zivilverwaltung im Elsaß - Finanz- und

Wirtschaftsabteilung - an die Deutsche Reichsbank

zum Kurswert zu verkaufen und zu übertragen oder

innerhalb einer vom Chef der Zivilverwaltung im El¬

saß - Finanz- und Wirtschaftsabteilung - gesetzten

Frist auf nähere Anweisung der Deutschen Reichs¬

bank an der Amsterdamer Börse freihändig zu ver¬

kaufen. Das gleiche gilt für die Aktien, die trotz Be¬

stehens der Meldepflicht nicht gemeldet worden sind.

§ 6

Als Kurswert im Sinne der §§ 2, 4 und 5 ist der

niedrigste amtliche Kurs an der Amsterdamer Börse

vom 2. März 1942 anzusetzen. Ist an diesem Tage kein

amtlicher Kurs zustande gekommen, so gilt der letzte

vor diesem Tage amtlich notierte Kurs.

Bei Aktien, auf die seit dem 2. März 1942 Bezugs¬

rechte gewährt worden sind, ist der Kurswert um den

Wert des Bezugsrechts — berechnet nach dem nied¬

rigsten notierten Börsenkurs an der Amsterdamer
Börse — zu kürzen.

Bei Aktien, die erst nach dem 2. März 1942 zum

Handel an der Amsterdamer Börse zugelassen wor¬

den sind, werden die in den Fällen der §§ 2, 4 und 5

einzusetzenden Werte vom Chef der Zivilverwaltung

im Elsaß - Finanz- und Wirtschaftsabteilung - beson¬
ders bestimmt.

Ist nach dem 2. März 1942 die Börsennotierung auf

das berichtigte Kapital umgestellt worden, so ist der

Kurswert nach dem Nennbetrag der Wertpapiere vor

der Kapitalberichtigung zu berechnen.

Der Meldepflichtige darf gemeldete Wertpapiere

und Wertpapiere, die er trotz Bestehens einer Melde¬

pflicht nicht gemeldet hat, vom Ende des Monats an,

in dem die Meldepflicht entstanden ist, an andere Per¬

sonen nur verkaufen oder übertragen, nachdem er sie

der Beichsbankhauptstelle in Straßburg durch einge¬

schriebenen Brief angeboten und diese das Angebot

abgelehnt hat.

Ein Verstoß gegen das Verbot des Abs. 1 macht das

Rechtsgeschäft, das der Meldepflichtige mit dem Drit¬

ten abgeschlossen hat, nicht nichtig.

§ 8

Wer vorsätzlich den Vorschriften über die Melde-

und Verkaufspflicht von Wertpapieren sowie clem

Verkaufsgebot zuwiderhandelt oder wer in Bezug auf

die Meldung falsche Angaben macht, wird mit Ge¬

fängnis und mit Geldstrafe in unbeschränkter Höhe
oder mit einer dieser Strafen bestraft. Handelt der

Täter fahrlässig, so tritt Geldstrafe ein. Die Strafver¬

folgung tritt nur auf Anordnung des Chefs der Zivil¬

verwaltung im Elsaß - Finanz- und Wirtschaftsabtei¬

lung - ein.

§ 9

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß - Finanz-

und Wirtschaftsabteilung - erläßt die zur Durchfüh¬

rung, Abänderung und Ergänzung dieser Verordnung
erforderlichen Vorschriften.

Straßburg, den 10. Mai 1943.

Der C h e'f d e r

Finanz-

Zivilverwaltung i m Elsaß

und Wirtschaftsabteilung

K ö h 1 e r
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